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Eigentlich sind die Kräfteverhältnisse
im 100-köpfigen Basler Grossen Rat ein-
deutig: Rot-Grün hat 48 Stimmen, die
Bürgerlichen inklusive der fraktionslo-
sen Grünliberalen deren 52. Eine Ab-
stimmung zu linken Kernthemen wie
etwa jene über die Wiedereingliede-
rung von Reinigungspersonal Ende Juni
sollte also gnadenlos abgeschmettert
werden. Wurde sie aber nicht. Rot-
Grün triumphierte, obwohl alle ande-
ren Parteien geschlossen gegen die Vor-
lage gestimmt hatten.

Der einfache Grund: Sieben Bürgerli-
che waren abwesend, wie die offiziel-
len Abstimmungsergebnisse aufzeigen.
Konsequenz: Im Saal hatte die linke
Minderheit damit kurzerhand das Ab-
solute Mehr und konnte sich mit 45 ge-
gen 44 Stimmen durchsetzen.

Ärger in den bürgerlichen Reihen
Eine umfangreiche Analyse der bz

sämtlicher 316 Abstimmungen seit Le-
gislaturbeginn zeigt nun: Das ist alles
andere als ein Einzelfall. In jeder vier-
ten Abstimmung seit Februar konnten
SP und Grünes Bündnis auf ein Absolu-
tes Mehr zählen, weil sich zu wenig
Bürgerliche im Saal befanden. Das ist
aktuell jeweils dann so, wenn im bür-
gerlichen Lager vier Politiker mehr ab-
wesend sind als bei Rot-Grün; nur bei
drei Abwesenheiten hat Ratspräsident
Joël Thüring (SVP) den Stichentscheid
zugunsten der Bürgerlichen. Ob Obst-
bäume in Parkanlagen, Parkieren vor
der eigenen Einfahrt, einer Standesini-
tiative gegen Rüstungsexporte oder die
Rehabilitierung der Opfer der Hexen-
verfolgung: Rot-Grün sass mit Absolu-
tem Mehr im Saal und gewann.

«Uns ist bewusst, dass wir da auf bür-
gerlicher Seite ein Problem haben»,
sagt FDP-Fraktionschef Andreas Zappa-
là. Innerhalb der Fraktion werde das
regelmässig thematisiert. «Mich nerven
die vielen Absenzen», ergänzt CVP-Prä-
sident Balz Herter. «Wer ins Parlament
gewählt wird, sollte das Amt auch ent-
sprechend wahrnehmen.» So sollten et-
wa Ferien in die sitzungsfreie Zeit ge-
legt werden. Die meisten Absenzen
aber seien beruflich begründet, sind
sich Zappalà und Herter einig. Viele
Freisinnige hätten in Unternehmen ei-
ne gewisse Stellung inne, begründet
der FDP-Fraktionschef. «Da lässt sich

das nicht immer verhindern.» In den
Reihen von Rot-Grün dagegen gebe es
viele Staatsangestellte, die flexibler sei-
en, sagt Herter. «Aber es ist natürlich
mühsam, wenn wir deswegen Abstim-
mungen verlieren.»

Verhindern können die Bürgerlichen
das nur, wenn sie eine Anwesenheits-
quote von 95 Prozent erreichen. Heisst:
Maximal 3 ihrer 52 Grossräte dürfen
gleichzeitig fehlen. Dann bliebe Rot-
Grün für eigene, nicht mehrheitsfähige
Anliegen das bestmögliche Resultat von
48 zu 48 Stimmen – mit Stichentscheid
des Grossratspräsidenten. Doch von
diesem Garantie-Wert sind die Bürgerli-
chen meilenweit entfernt. Lediglich bei
76 von 316 Abstimmungen fehlten we-
niger als vier Bürgerliche. Komplett an-
wesend waren die Bürgerlichen übri-
gens nur ein einziges Mal, nämlich am

8. November, als die Geschäftsordnung
des Grossen Rats behandelt wurde.

Rot-Grün zeigt sich disziplinierter
Nicht nur die Bürgerlichen sind ab-

wesend, auch linke und grüne Politi-
ker fehlen regelmässig. So kam auch
der jüngst publik gewordene Vor-
schlag, künftig ein Stellvertreter-Mo-
dell für abwesende Grossräte einzu-
führen, von den Grünen. Dabei zeich-
net sich ausgerechnet diese Partei als
jene mit dem höchsten Anwesenheit-
Pflichtbewusstsein aus: 6,8 Prozent be-
trägt die durchschnittliche Abwesen-
heitsquote des Grünen Bündnisses.
Dahinter folgt die SP mit 8,6 Prozent
Abwesenheiten, danach die Grünlibe-
ralen mit 8,8 Prozent sowie die SVP
mit 9,3 Prozent. Die Schlusslichter
sind LDP, FDP und die CVP/EVP-Frak-

tion, die allesamt in über 11 Prozent
der Fälle abwesend waren.

Bei der SP werde die Selbstdisziplin
sehr hoch gewichtet, kommentiert Par-
teipräsident Pascal Pfister. Da bestehe
durchaus auch sozialer Druck: «Man
sieht es nicht gerne, wenn Fraktions-
mitglieder bei wichtigen Geschäften
fehlen.» In einem Milizparlament aber
lasse sich das nicht ganz verhindern.
Aufgrund der Mehrheitsverhältnisse im
Parlament sei Rot-Grün jedoch mehr
gefordert, sagt Pfister. «Und zwei Sit-
zungstage im Monat sollte man sich ja
schon einrichten können.» Dabei habe
der SP-Präsident auch den subjektiven
Eindruck, dass die Bürgerlichen dis-
ziplinierter geworden seien – gerade
bei wichtigen Geschäften.

Zufrieden zeigt man sich auf bürgerli-
cher Seite aber auf keinen Fall: Abwe-

senheiten seien anzumelden und zu be-
gründen, sagt Herter. «Wenn jemand
fehlt, will ich wissen warum.» Ansons-
ten aber könne man gegen die Absen-
zen kaum was tun. Konventionalstrafen
seien ja sicherlich keine Lösung.

Es gibt aber auch Ausnahmen: So ist
der ehemalige FDP-Grossrat Christoph
Holenstein 2013 aus dem Parlament zu-
rückgetreten, weil ihm als selbstständi-
ger Spezialarzt immer wieder die nöti-
ge Zeit gefehlt habe. «Er hat die Konse-
quenzen daraus gezogen», sagt Zappa-
là, «denn letztlich ist jeder für sich sel-
ber verantwortlich.» Ansonsten aber
seien die Niederlagen sehr ärgerlich,
nur, weil einige nicht anwesend sind.

Die detaillierte Auswertung der Abwe-
senheiten einzelner Grossräte lesen Sie
in der morgigen bz.

Niederlage trotz Absolutem Mehr
Grosser Rat Weil Basels Bürgerliche häufiger fehlen, gewinnt die rot-grüne Rats-Minderheit viele Abstimmungen
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Dieser Schlag war nur schwer zu ver-
dauen: Fast ein Jahr ist es her, seit der
Landrat Ende Januar hauchdünn – mit
41 zu 40 Stimmen – entschied, nicht auf
das Gemeinderegionengesetz der Re-
gierung einzutreten. Somit war die Bil-
dung von sechs Regionalkonferenzen,
auf die sich alle 86 Gemeinden hätten
verteilen müssen, vom Tisch. Nach
dem Scheitern der Regierungsvorlage
nahm Finanzdirektor Anton Lauber
den Kanton vorläufig aus der Verant-

wortung und schob den Ball den Ge-
meinden zu.

Recherchen der bz zeigen nun, dass
diese tatsächlich nicht untätig waren:
Mehrere Gemeindepräsidenten berei-
ten zurzeit die Lancierung einer Ge-
meinde-Initiative vor. Schon Anfang De-
zember soll sie präsentiert werden.
Dies bestätigt der Therwiler Gemeinde-
präsident Reto Wolf, der den Vorsitz
der Region Leimental Plus innehat, auf
Anfrage. «Die Regionalisierung schrei-
tet im ganzen Baselbiet voran, überall
finden Urversammlungen statt. Was
fehlt, sind gesetzliche Rahmenbedin-
gungen, damit die neuen Regionen
auch mit Inhalten gefüllt werden kön-
nen. Ohne klar definierte Kompetenzen
geht es nicht», sagt er. Dort wolle man
mit der Initiative ansetzen.

Den genauen Inhalt möchte Wolf noch
nicht offenlegen. Die Initiative dürfte

aber kaum eine reine Neuauflage der Re-
gierungsvorlage sein. «Ich habe zwar be-
dauert, dass der Landrat das Gesetz ab-
lehnte, doch es hatte einige Schwachstel-
len», sagt er. Ohne es auszusprechen, ist
klar, was Wolf meint: Die grösste Ableh-
nung im Landrat rief die vorgegebene
Aufteilung der sechs Regionalkonferen-
zen hervor inklusive des Zwangs, sich ei-
ner anschliessen zu müssen.

Finanzhilfe für Geschäftsstellen?
«Wir bedauern, dass sich die Regio-

nalkonferenzen nicht durchgesetzt ha-
ben. Das Instrument war wohl zu kom-
plex und die Leute stellten sich etwas
zu Mächtiges darunter vor», blickt Bar-
tolino Biondi von der Baselbieter Fi-
nanzdirektion zurück. Heute sagt er:
«Das Wichtigste ist, dass die Regionen
eine Geschäftsstelle einrichten und Sta-
tuten für die Zusammenarbeit festle-

gen.» Der «Laufentaler Tag» vom 21. Ok-
tober etwa, an dem sich Gemeindever-
treter des Bezirks austauschten, sei be-
reits eine Art Regionalkonferenz gewe-
sen.

Auch sonst verfolge der Kanton die
Entwicklungen genau. Biondi verweist
auf die Unterzeichnung der Charta der
Region Liestal/Frenkentäler am 30. No-
vember oder auch die Anstrengungen
im Oberbaselbiet, eine Geschäftsstelle
aufzubauen. Diese darf wohl mit einer
moderaten Anschubfinanzierung durch
den Kanton rechnen. Biondi: «Wir ha-
ben abgeklärt, dass dafür die bestehen-
den rechtlichen Grundlagen genügen.»
Dass nun die Gemeinden selbst per In-
itiative aktiv werden, begrüsse der Kan-
ton. Biondi mahnt aber, dass es die Un-
terstützung vieler Gemeinden brauche,
um dem Anliegen an der Urne zum Er-
folg zu verhelfen.

Neuer Anlauf bei der Regionenbildung
Gemeinderegionen Baselbie-
ter Gemeindepräsidenten
wollen per Initiative doch
noch Rahmenbedingungen zur
Regionenbildung durchsetzen.
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